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1 Schoch in Schmid-Aßmann/Schoch, besonderes Verwaltungsrecht, 14. Auflage 
2008,de Gruyter, S. 194, Rn. 100. 
2 Ibid, S. 195. 
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3 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010. 
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4 Beispielhaft hier:  
§ 16a PolG NRW, Datenerhebung durch Observation: (1)Die Polizei kann 
personenbezogene Daten erheben durch eine durchgehend länger als 24 Stunden 
oder an mehr als an zwei Tagen vorgesehene oder tatsächlich durchgeführte 
und planmäßig angelegte Beobachtung (längerfristige Observation) 1. über 
die in den §§ 4 und 5 genannten und unter den Voraussetzungen des § 6 über 
die dort genannten Personen, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist und  
§ 17 PolG NRW, Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer 
Mittel: (1) Die Polizei kann personenbezogene Daten erheben durch den 
verdeckten Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bildaufnahmen und 
Bildaufzeichnungen sowie zum Abhören und Aufzeichnen des gesprochenen 
Wortes Nr. 1 über die Personen, die in den §§ 4 und 5 genannt werden, sowie 
unter den Voraussetzungen des § 6 über die dort genannten Personen, wenn 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person erforderlich ist 
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5 PolG BW, § 23a Besondere Bestimmungen über polizeiliche Maßnahmen mit 
Bezug zur Telekommunikation 
(1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen des Betroffenen 
Verkehrsdaten im Sinne des § 96 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes 
über die in den §§ 6 und 7 sowie unter den Voraussetzungen des § 9 über die 
dort genannten Personen erheben 
(5) Auf Grund einer Anordnung nach Absatz 2 oder 3 hat jeder, der 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, dem 
Polizeivollzugsdienst die Maßnahme nach Absatz 1 zu ermöglichen und die 
erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Von der Auskunftspflicht 
sind auch zukünftige Verkehrsdaten umfasst. Ob und in welchem Umfang 
hierfür Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem 
Telekommunikationsgesetz und der Telekommunikations-Überwachungsverordnung 
in der jeweils geltenden Fassung. Für die Entschädigung der Diensteanbieter 
ist § 23 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes entsprechend 
anzuwenden.  
PAG Bayern, Art. 34a Datenerhebung und Eingriffe in den 
Telekommunikationsbereich  
(1) Die Polizei kann durch die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation personenbezogene Daten erheben  
1.über die für eine Gefahr Verantwortlichen, soweit dies zur Abwehr einer 
dringenden Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für Sachen, 
soweit eine gemeine Gefahr besteht, erforderlich ist, oder 
2.über Personen, soweit bestimmte Tatsachen die begründete Annahme 
rechtfertigen, dass  
a)sie für Personen nach Nr. 1 bestimmte oder von diesen herrührende 
Mitteilungen entgegennehmen, ohne insoweit das Recht zur Verweigerung des 
Zeugnisses nach §§ 53, 53a StPO zu haben, oder weitergeben oder 
b)die unter Nr. 1 genannten Personen ihre Kommunikationseinrichtungen 
benutzen werden. 
Etc.  
Art. 34b, Mitwirkungspflichten der Diensteanbieter 
(1) Ist eine Datenerhebung nach Art. 34a Abs. 1 oder Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
angeordnet, hat jeder, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste 
erbringt oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), nach Maßgabe der Regelungen 
des Telekommunikationsgesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen 
zur technischen und organisatorischen Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen 
in der jeweils geltenden Fassung der Polizei die Überwachung und 
Aufzeichnung der Telekommunikation zu ermöglichen. 
(2) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des Art. 34a Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 3 Satz 1 Diensteanbieter verpflichten, 
1. ihr vorhandene Telekommunikationsverkehrsdaten der in Art. 34a Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 genannten Personen zu übermitteln, 
2. Auskunft über deren zukünftige Telekommunikationsverkehrsdaten zu 
erteilen oder etc.  
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6 Artikel 5 des Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr KOM(2012)10 endgültig; 
Artikel 14 des Europol-Beschlusses 2009/371/JI; Artikel 15 des Eurojust-
Beschlusses 2009/426/JI. 
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7 Gusy, „Überwachung der Telekommunikation unter Richtervorbehalt – 
Effektiver Grundrechtsschutz oder Alibi“, ZRP 2003, S. 275 mit weiteren 
Nachweisen. 
8 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010, Rn. 248. 
9 BVerfGE v. 24.01.2012, Az.: 1 BvR 1299/05. Rn. 121 ff.; Kugelmann, 
Stellungnahme zur Anhörung vor dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages 
zu dem Entwurf eines Gesetzes und zur Neuregelung der 
Bestandsdatenauskunft, BT Drs. 17/12034, S. 10. 
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10 VGl. hier mit einer ausführlichen Würdigung: Bäcker, Stellungnahme zur 
Anhörung vor dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages zu dem Entwurf 
eines Gesetzes und zur Neuregelung der Bestandsdatenauskunft, BT Drs. 
17/12034, S. 10 ff.  
11 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010, Rn. 256. 
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12 BVerfGE 67, 157, 172; 106, 28, 35 f.; bestätigt durch Beschluss vom 
22.8.2006 – 2 BvR 1345/03, Rn. 51, vgl. 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20060822_2bvr134503
.html 
13 BVerfGE 100, 313, 358; 107, 299, 312; bestätigt durch Beschluss vom 
22.8.2006 – 2 BvR 1345/03, RNn. 52, vgl. 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20060822_2bvr134503
.html 
14 BVerfG Beschluss vom 22.08.2007 – 2 BvR 1345/03, RN 57; Weitere Nachweise 
im Beschluss des BVerfG: Günther, NStZ 2005, S. 485 Fn 1, 491; Jordan, 
Kriminalistik 2005, S. 514 <515 f.>; Demko, NStZ 2004, S. 57 <61>; 
Eisenberg/Singelnstein, NStZ 2005, S. 62 <66>; Bernsmann, NStZ 2002, S. 
103; Günther, Kriminalistik 2004, S. 11 <14>; Weßlau, ZStW Bd. 113 <2001>, 
S. 681 <690>; Kudlich, JuS 2001, S. 1165 <1168>, 
vgl. 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20060822_2bvr134503
.html 
15 BVerfG, Beschluss vom 22.8.2006 – 2 BvR 1345/03, Rn. 67. 
16 BVerfG, Beschluss vom 22.8.2006 – 2 BvR 1345/03, Rn. 77. 
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Anhang zur Stellungnahme PolG NRW, Prof. Dr. Franziska Boehm: Übersicht über die Regelungen anderer Bundesländer und des BundesPolG 

 NRW Bayern Niedersachsen  Rheinland-Pfalz 
Erfasste Daten 
 
 

Bestandsdaten 
iSd §§ 95, 111 TKG, § 11 
TMG;  
Folgende Verkehrsdaten 
iSd § 96 TKG 
Nummer oder Kennung der 
beteiligten Anschlüsse oder 
der Endeinrichtung, perso-
nenbezogene Berechti-
gungskennung, bei Verwen-
dung von Kundenkarten die 
Kartennummer, bei mobilen 
TK-Endgeräten auch die 
Standortdaten 
Folgende Nutzungsdaten 
iSd § 15 TMG 
Merkmale zur Identifikation 
des Nutzers, Angaben über 
den Beginn und das Ende 
sowie den Umfang der jewei-
ligen Nutzung nach Datum 
und Uhrzeit.  

o vorhandene Telekommuni-
kationsverkehrsdaten 

o zukünftige Telekommunika-
tionsverkehrsdaten 

o für die Ermittlung des Stan-
dortes eines Mobilfunkend-
gerätes erforderliche spezi-
fischen Kennungen 
(§ 34b Abs. 2 i.V.m. § 34a 
Abs. 1, 3) 

o Telekommunikationsverbin-
dungsdaten i.S.d. § 96 TKG (§ 
33c i.V.m. § 33 Abs. 1 
Nds.SOG i.V.m. § 100g StPO) 

o Inhalte der TK einschließlich 
der innerhalb des TK-Netzes 
in Datenspeichern abgelegten 
Inhalte.  

o TK-Verbindungsdaten, 
Standortkennung einer aktiv 
geschalteten Mobilfunkein-
richtung 

o Auskünfte über die TK, § 
31 Abs.1 POG RLP; 
Umfasst Inhalte der TK und 
Verkehrsdaten, § 31 Abs. 2 

o Auskünfte über Nutzungs-
daten nach § 15 TMG, § 
31b Abs.  

o Ermittlung von spezifi-
schen Kennungen (insb. 
Geräte- und Kartennum-
mer)   

o Standort  
 

Voraussetzungen 
der 
Datenabfrage 
 

Hohe Wahrscheinlichkeit 
eines Schadens für Leben 
Gesundheit oder Freiheit 
 
 oder 
 
Abwehr einer gemeinen 
Gefahr 

Dringende Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes  
 
oder  
 
Dringende Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person 

o Gegenwärtige Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person 

Gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben einer Person  
 
oder  
 
Gegenwärtige Gefahr für sol-
che Güter der Allgemeinheit, 
deren Bedrohung die Grundla-



Und nur, soweit die Errei-
chung des Zwecks der Maß-
nahme auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wäre 

oder 
 
Abwehr einer dringenden Ge-
fahr für Sachen, soweit eine 
gemeine Gefahr besteht 

gen oder den Bestand des 
Staates oder die Grundlagen 
der Existenz der Menschen 
berührt, 
 
und nur, soweit zwingend 
erforderlich 

 
 

    

Richtervorbehalt Nein Ja (§ 34c Abs. 1 iVm § 34 Abs. 4 
PAG)   
 

Ja (§33c S. 2 i.V.m. § 33a Abs. 4 
SOG) 
 
 
 

Ja (§§ 31 Abs. 4, 31a Abs. 3, 
31b iVm 31 Abs. 4  POG) 

Nachholung der 
richterlichen 
Anordnung bei 
Gefahr im Verzug 
möglich 

kein Richtervorbehalt       
    
 
 

Ja, behördliche Anordnung 
muss unverzüglich durch den 
Richter bestätigt werden 
(§ 34c Abs. 1 iVm § 34 Abs. 4 
PAG)   
 

Ja, behördliche Anordnung muss 
innerhalb von drei Tagen durch 
den Richter bestätigt werden 
(§33c S.2 i.V.m. 33a Abs. 5 SOG) 

Ja, behördliche Anordnung 
muss unverzüglich durch den 
Richter bestätigt werden. 
(§§ 31 Abs. 5, 31a Abs. 3, 31b 
iVm 31 Abs. 5  POG) 

Wegfall des Rich-
tervorbehalts bei 
der Standorter-
mittlung einer 
gefährdeten 
Person 

 Ja (§ 34c Abs. 2 PAG) Maßnah-
me dient der Ermittlung des 
Aufenthaltsortes der gefährde-
ten Person 

 
 

Nur bei Gefahr im Verzug 
(§ 31a Abs. 3 POG) Datener-
hebung erfolgt zur  Ermittlung 
des Aufenthaltsortes einer 
vermissten, suizidgefährdeten 
oder sonstigen hilflosen Per-
son 
 



Einteilung der 
Betroffenen in 
Verantwortliche 
und Nichtver-
antwortliche 

Nein,  
Dritte werden genannt 
 
 
 

Ja 
o Verantwortliche, bzw. Per-

sonen, welche Nachrichten 
von oder für diese entge-
gennehmen / weiterverbrei-
ten (§ 34b Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
i.V.m. § 34a Abs. 1 S. 1 PAG) 

o Gefährdete Personen (§ 34b 
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 i.V.m. § 
34c Abs. 2 PAG; § 34a Abs. 3 
S. 1,) 

Ja  
o Verantwortlicher 

(§ 33a Abs. 1 Nr. 1 SOG) 
o Nichtverantwortliche 

(§ 33a Abs. 1 Nr. 2) 
(§ 33c S.1: In § 33a Abs. 1 ge-
nannte Personen) 

Ja 
o Verantwortlicher, § 31b 

Abs. 1 Nr.1 i.V.m. §§ 4, 5 
o Nichtverantwortlicher, § 

31b Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 7 
o Zudem: Personen, die 

Mitteilungen für oder von 
Verantwortlichen nach §§ 
4, 5 entgegennehmen o-
der weitergeben, § 31b 
Abs. 1 Nr. 2 

 
 

 
 
 
 

Baden-Württemberg Brandenburg Thüringen Saarland 

Erfasste Daten 
 
 

o Verkehrsdaten i.S.d. § 96 
Abs. 1 TKG, § 23a Abs. 1 
BW PolG, 

o Vertrags- / Bestandsda-
ten i.S.d. §95 TKG, § 23a 
Abs. 9 BW PolG 

o Daten gem. § 111 TKG 

o Vorhandene Verkehrsdaten, 
o Standortdaten 
o Zukünftige Verkehrsdaten 

Jeweils gem. § 33b Abs. 6 
BbgPolG 

o Verkehrsdaten gem. §§ 96 
Abs. 1 und 113a TKG, § 34a 
PAG 

o Verkehrsdaten nach dem 
TKG 

o Standortdaten 
o Jeweils § 28b Abs. 2 a.E. 

Voraussetzungen 
der 
Datenabfrage 
 

konkrete Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer 
Person 
oder 
für den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder 

Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person  
oder  
für den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder des 
Landes 

dringenden Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes  
oder  
für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person  

gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person 
oder 
vorbeugenden Bekämpfung 
der in § 100c der Strafpro-



eines Landes  
oder  
gemeine Gefahr  

oder  
für Sachen, soweit eine gemeine 
Gefahr besteht 

zessordnung genannten Straf-
taten, § 28b Abs. 2 

Richtervorbehalt Ja (Anordnung durch AG), § 
23a Abs. 2 

Ja, § 33b Abs. 6 S. 4 Ja, § 34a Abs. 5 S. 1PAG 
 

Ja, § 28b Abs. 5 S. 1 

Nachholung der 
richterlichen 
Anordnung bei 
Gefahr im Verzug 
möglich 

Ja, § 23a Abs. 2 S. 7 i.V.m. § 
23 Abs. 3 S.8 

Ja, bei unverzüglicher richterli-
cher Bestätigung, § 33b Abs. 6 
S. 4 

Ja, § 34a Abs. 5 S. 2 PAG (gem. S. 
3 gerichtliche Bestätigung inner-
halb von 3 Tagen erforderlich) 

Ja, § 28b Abs.4 S. 4; unverzüg-
liche Nachholung erforderlich 

Wegfall des Rich-
tervorbehalts bei 
der Standorter-
mittlung einer 
gefährdeten 
Person 

Ja, § 23a Abs. 3, hinsichtlich 
vermissten, suizidgefährde-
ten oder hilflosen Personen 

Ja, wenn Gefahr im Verzug, § 
33b Abs. 6 S. 4, letzter Hs. 

  

Einteilung der 
Betroffenen in 
Verantwortliche 
und Nichtver-
antwortliche 

o Verantwortliche gem. §§ 
6, 7 

o Unbeteiligte unter bes. 
Voraussetzungen des § 9 

 
 

Ja, Einteilung in Verantwortli-
chen und Notstandspflichtigen 
gem. § 33b Abs. 6 S. 1 i.V.m. § 
Abs. 2 

o Verantwortliche gem. § 34a 
Abs. 3 S.1 Nr.1 

o Mutmaßlich Beteiligte einer 
Straftat, Nr. 2 

o Andere Personen nur, wenn 
unvermeidliche Folge von Er-
hebungen bei o.g. Personen 

o Verantwortliche gem. § 
28b Abs. 1 i.V.m. §§ 4, 5 

o Nichtverantwortliche gem. 
§ 6 

o Personen, die mutmaßlich 
Straftaten begehen wer-
den, § 28b Abs. 1 S.1 Nr.2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 Sachsen-Anhalt Hessen M-V (Entwurf der LReg) BundesPolG 
Erfasste Daten 
 
 

Verkehrsdaten i.S.d. § 3 Nr. 
30 TKG; § 17a SOG LSA 

Verkehrsdaten i.S.d. §§ 96, 113a 
TKG 

Nur Bestands- und Vertragsdaten 
gem. § 95, 111 TKG 
(Bisher nur Überwachung und 
Aufzeichnung geregelt, § 34a SOG 
M-V) 

Vertrags- und Bestandsdaten 
gem. §§ 95, 111 TKG; § 22a 
BPolG 

Voraussetzungen 
der 
Datenabfrage 
 

Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben 
einer Person 

gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Per-
son 

Gefahr im Einzelfall Erforderlichkeit zur Ermittlung 
eines Sachverhaltes oder Auf-
enthaltsortes einer Person, 
wenn diese Daten zur Erfül-
lung einer der BPol obliegen-
den Aufgabe erforderlich 

Richtervorbehalt Ja, § 17a SOG LSA Ja, § 15a Abs. 5 S. 1 Nein, allerdings sind auch keine 
Verkehrsdaten erfasst (s.o.) 

Nein,  allerdings sind auch 
keine Verkehrsdaten erfasst 

Nachholung der 
richterlichen 
Anordnung bei 
Gefahr im Verzug 
möglich 

Ja Ja /  

Wegfall des Rich-
tervorbehalts bei 
der Standorter-
mittlung einer 
gefährdeten 
Person 

/ / /  

Einteilung der 
Betroffenen in 
Verantwortliche 
und Nichtver-
antwortliche 

o Gefahrverursacher 
o Personen die für o.g. 

Mitteilungen entgegen-
nehmen oder weiterge-
ben 

o Jeder Person, soweit 
unerlässlich 

 Nein, allerdings sind keine 
Verkehrsdaten erfasst (s.o.) 

Nein, allerdings sind auch kei-
ne Verkehrsdaten erfasst 



Anmerkungen: 

� Die Tabelle erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
� Nicht aufgeführte Bundesländer haben (noch) keine Regelungen zur Abfrage von Bestands- Verbindungs- oder Nutzungsdaten in den Polizeigesetzen 

getroffen, in Mecklenburg-Vorpommern ist eine entsprechender Entwurf von der Landesregierung beschlossen worden, ein Landtagsbeschluss steht 
aber noch aus. 

� § 20a PolG NRW enthält keine Aussagen darüber, über wen die fraglichen Daten erhoben werden dürfen. 
� Es wird damit von dem Grundsatz des Gefahrenabwehrrechts, dass sich konkrete Maßnahmen in erster Linie gegen den Verantwortlichen und nur un-

ter besonderen Voraussetzungen des Einzelfalls gegen Nichtverantwortliche (Notstandspflichtige) richten dürfen, abgewichen, obwohl die Abfrage von 
Verkehrs- und Nutzungsdaten einen erheblichen Eingriff in das Fernmeldegeheimnis darstellt. 

� Diesem Grundsatz entsprechend ist es sowohl in NRW für andere Formen der Datenerhebung (vgl. §§ 17-20 PolG NRW) als auch in den anderen Bun-
desländern hinsichtlich der Abfrage von TK-Daten in der Regel (Ausnahme wohl Hessen s.o., sowie Mecklenburg-Vorpommern, welches aber nur Be-
standsdaten erfasst die nicht unter das Fernmeldegeheimnis fallen) üblich, besondere Voraussetzungen hinsichtlich der betroffenen Person, insbeson-
dere für Nichtverantwortliche, zu statuieren. 
Die Eingriffsschwelle liegt damit hinsichtlich Nichtverantwortlichen deutlich unter derjenigen der meisten anderen Befugnisse. 

� In den anderen Bundesländern sind i.d.R. nur Verkehrs- nicht hingegen Nutzungsdaten von den Befugnissen umfasst 
� Im Gegensatz zu allen anderen Landespolizeigesetzen ist die Abfrage nicht unter Richtervorbehalt gestellt.  
� Insgesamt erhalten die Behörden in NRW damit (unter den etwas strengeren Voraussetzungen, unter denen eingegriffen werden darf) weitreichendere 

Befugnisse als in den anderen Bundesländern, da sie an weniger formelle Voraussetzungen und keine (präventive) gerichtliche Kontrolle geknüpft sind. 
Die Kenntnisnahme oder Überprüfbarkeit derartig eingriffsintensiver Maßnahmen durch externe Stellen (Gerichte oder den Betroffenen selbst) ist da-
her alleine von der Einhaltung der Unterrichtungspflicht nach § 20a Abs. 4 durch die handelnde Behörde abhängig. 

 

Prof. Dr. Franziska Boehm, Juniorprofessur für IT-Recht, WESTFÄLISCHE WILHELMS-UNIVERSITÄT MÜNSTER, Institut für Informations-, Telekommunikations- 
und Medienrecht (ITM) - Zivilrechtliche Abteilung -, 07. Mai 2013 

 

 


